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Die Schiedskommission kann Verpflichtungen einer 
Hausgemeinschaft, einer Brigade oder eines ande­
ren Kollektivs oder einzelner Bürger zur Er­
ziehung des Rechtsverletzers bestätigen.

Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergut­
machung des Schadens erfolgt im Einvernehmen 
mit dem Geschädigten.

33. Die Schiedskommission und der Geschädigte 
können beim Kreisgericht die Vollstreckbarkeit der 
Festlegung über die Wiedergutmachung des ange­
richteten Schadens beantragen. Die Zivilkammer 
entscheidet hierüber durch Beschluß. Sie hat zu 
prüfen, ob der Beschluß der Schiedskommission 
unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
zustande gekommen und die Vollstreckung zulässig 
ist. Soweit erforderlich, können hierbei Mitglieder 
der Schiedskommission und die Beteiligten gehört 
werden.

Der Beschluß über die Versagung der Vollstreck­
barkeit ist zu begründen.

34. Der beschuldigte Bürger und in Beleidigungssachen 
auch der Antragsteller haben das Recht, gegen die 
Entscheidung der Schiedskommission innerhalb vorf 
2 Wodien nach Zustellung des Beschlusses Ein­
spruch beim zuständigen Kreisgericht einzulegen. 
Dieses hat den Einspruch zurückzuweisen, wenn 
der Sachverhalt geklärt und die Beteiligten aus­
reichend gehört wurden und die Beratung und Ent­
scheidung gesetzlich und gerecht ist. Gibt das Ge­
richt dem Einsprudi statt, so hebt es die Entschei­
dung der Schiedskommission auf und gibt die Sache 
mit Hinweisen zur erneuten Beratung und end­
gültigen Entscheidung ''an die Schiedskommission 
zurück.

35. Der Staatsanwalt kann innerhalb von 6 Monaten 
nach der Entscheidung der Schiedskommission An­
klage beim Gericht erheben, wenn sich nachträg­
lich Umstände herausstellen, aus denen hervorgeht, 
daß die Straftat nicht geringfügig ist. Die Schieds­
kommission ist dazu zu hören.

Der Kreisstantsanwalt kann weiter wegen der im 
Beschluß der Schiedskommission enthaltenen Ver­
pflichtung über die Wiedergutmachung des Schadens 
innerhalb von 3 Monaten Einspruch beim Kreis­
gericht einlegen. Gibt das Kreisgericht dem Ein­
spruch statt, so hat es die Saclie mit entsprechen­
den Hinweisen der Schiedskommission zur erneu­
ten Beratung zurückzugeben.

36. Erscheint der Bürger trotz zweimaliger Einladung 
unbegründet nicht zur' Beratung der Schiedskom­
mission, so ist die Sadie innerhalb 1 Woche an die 
übergebende Stelle zur weiteren Bearbeitung zu- 
-rüdezu senden.

Erscheint in einer Beleidigungssache der Anlrags- 
gegner trotz zweimaliger Einladung unbegründet 
nicht, so ist die Sache der Volkspolizei zur Ent­
scheidung über die Einleitung eines Ermittlungs­
verfahrens zu übergeben. Der Antrag des Beleidig­
ten an die Schiedskommission gilt in diesem Fall 
als Antrag auf Strafverfolgung. Er kann auch nach

Abgabe der Sache an die Volkspolizei noch zurück­
genommen werden.

Erscheint in einer Beleidigungssadie der Antrag­
steller unentschuldigt nidit, gilt sein Antrag als 
zurückgenommen.

B. Beratung zur gütlichen Beilegung kleinerer zivil- 
rechtlicher und anderer Streitigkeiten

37. Die Schiedskommission soll in ihrer Beratung über 
kleinere zivilrechtliche und andere Streitigkeiten 
gemeinsam mit den Beteiligten und erforderlichen­
falls unter Einbeziehung von Hausgemeinschaften, 
Mitarbeitern der Wohnungsverwaltungen, Vertre- 

. lern von Brigaden oder der Ausschüsse der Natio­
nalen Front und weiteren Bürgern alle Umstände 
und Ursachen des aufgetretenen Konflikts sorg­
fältig klären. Sie soll dabei die Beteiligten über­
zeugen, ihre Beziehungen auf der Grundlage der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und der gegen­
seitigen kameradschaftlichen Unterstützung und 
Hilfe zu gestalten, die Ursachen der Streitigkeit 
selbst zu beseitigen und so den aufgetretenen Streit 
gütlich beizulegen.

33. Die Schiedskommission berät auf Antrag eines 
Bürgers oder mehrerer Bürger zur gütlichen Bei­
legung vorf

— kleineren zivilrechtlichen Streitigkeiten zwi­
schen Bürgern wegen Geldforderungen bis 
zur Höhe von etwa 500 MDN,

— Streitigkeiten wegen der Erfüllung rechts­
verbindlich festgelegter Unterhaltsverpflich­
tungen,

— anderen Streitigkeiten zwischen Bürgern mit 
einfachem Sachverhalt, die im alltäglichen 
Leben der Bürger aus Verletzungen ihrer 
Rechte und Pflichten insbesondere im Zu­
sammenleben in der Haus- und Wohnge­
meinschaft entstehen.

Bei Streitigkeiten, die sich im Zusammenleben der 
Bürger in den Haus- und Wohngemeinschaften er­
geben, können Anträge auf Beratung vor der 
Schiedskommission auch von der Hausgemein­
schaftsleitung gestellt werden.

39. Die Schiedskommission berät auch auf Antrag 
eines Mitgliedes, des Vorstandes oder des Vor­
sitzenden einer Produktionsgenossenschaft zur güt­
lichen Beilegung über Streitfälle einfacher Art 
zwischen Genossenschaftsmitgliedern unterein­
ander oder mit der Produktiensgenossenschaft, so­
weit nicht hierfür Organe der Produktionsgenossen­
schaft selbst ausschließlich zuständig sind.

40. Die Schiedskommission bestätigt durch Beschluß 
die von den Beteiligten im Ergebnis der Beratung 
erzielte Einigung, wenn diese der Gesetzlichkeit 
entspricht.

Die Schiedskommission hat darauf zu achten, daß 
bei der Einigung über Geldforderungen ange­
messene Zahlungsfristen festgelegt werden.


